
Beifall und Heiterkeit unterbrachen
mehrfach die Rede des gerade ge-
wählten Bundestagspräsidenten Nor-

bert Lammert. Doch plötzlich wurde es still
im Plenarsaal. Er teile die Zweifel seines
SPD-Amtsvorgängers „an der Weisheit“
des Parteiengesetzes, sagte Lammert. Es
gebe da eine höchst unglückliche Regelung,
die dringend geändert werden müsse.

Niemand applaudierte damals, am 
18. Oktober 2005. Denn die deutschen Par-
lamentarier liegen seit Jahren mit ihren
obersten Repräsentanten in einem bizar-
ren Streit. Es geht um die Finan zen der
Parteien, um Spenden und Sponsorengel-
der und um die nicht unerheb liche Frage,
wer die Bilanzen von CDU, SPD und Co.
überprüfen und Verstö ße gegen die gel-
tenden Gesetze ahnden soll. 

Das politische Establishment hat die
heikle Aufgabe dem Bundestagspräsiden-
ten übertragen; doch der hält sich selbst
für denkbar ungeeignet. Kürzlich be-
schwerte sich Lammert, dass ausgerech-
net er als langjähriges Führungsmitglied
der nordrhein-westfälischen CDU die um-
strittenen Sponsorenverträge seines eige-
nen Landesverbands bewerten sollte. Wie
er auch entscheide, schimpft Lammert, in
jedem Fall setze er sich „dem Verdacht
der Befangenheit aus“.

Jetzt bekommt Lammert Unterstüt-
zung, und zwar kurioserweise aus dem

Lager der Opposition. SPD und Grüne
wollen nach der NRW-Wahl in „interfrak-
tionellen Gesprächen klären, wie künftig
statt des Bundestagspräsidenten ein un-
abhängiges Gremium die Aufsicht über
die Parteienfinanzierung ausüben kann“,
sagt der Parlamentarische SPD-Fraktions-
geschäftsführer Thomas Oppermann. Die
Grünen planen zudem eine öffentliche
Anhörung im Juni.

Fachleute halten eine Reform schon
lange für überfällig. Zuletzt bezweifelte
eine Kommission des Europarats im ver-
gangenen Jahr die „Angemessenheit der
Kontrolle“ durch den Parlamentspräsi-
denten und die ihm unterstellte Behörde. 

Entsetzt notierte das Expertenteam,
dass „nur acht Mitarbeiter“ im Referat
PM 3 der Bundestagsverwaltung die Auf-
sicht führen über Parteikonten, auf die
jährlich rund eine halbe Milliarde Euro
an Spenden, Beiträgen und staatlichen
Zuschüssen fließen. Es fehle an Ressour-
cen und rechtlichen Befugnissen, urteilten
die Experten und empfahlen, neben ver-
schärften Regeln für Transparenz und
Sanktionen „ein ausreichendes Maß an
Unabhängigkeit“ sicherzustellen.

An Reformvorschlägen mangelt es
nicht. Mal wollte die FDP die Finanz -
kontrolle einer Kommission beim Bun-
despräsidenten übertragen. Mal warb
Bundestagspräsident Lammert für den
Bundesrechnungshof. In der vergangenen
Legislaturperiode unterbreitete er den
Frak tionsvorsitzenden der Großen Koali-
tion einen entsprechenden Vorschlag.
Doch Volker Kauder (CDU/CSU) und Pe-
ter Struck (SPD) winkten ab. 
„Offenbar leben die Parteien mit dem

bestehenden System gut“, sagt der Düs-
seldorfer Verfassungsrechtler Martin
Morlok. Schließlich würden Verdachts-
fälle in einem „strikten Geheimverfah-
ren“ (Oppermann) überprüft, dessen Er-
gebnisse öffentlich „nicht nachvollzieh-
bar sind“, wie der Grüne Volker Beck
kritisiert. 

Nun plädieren SPD-Schatzmeisterin
Barbara Hendricks und ihr Parteigenosse
Oppermann dafür, den Rechnungshof „als
Kontrollgremium einzubinden“. Der Wi-
derstand kommt ausgerechnet von Lam-
merts eigenen Parteifreunden. Ihm sei bis-
her „kein konkreter Vorschlag der SPD
übermittelt worden“, wehrt Peter Altmai-
er ab, Parlamentarischer Geschäftsführer
der Unionsfraktion. Und auch FDP-Amts-
kollege Jörg van Essen meint: „Die jetzige
Regelung ist nicht optimal, aber es drängt
sich keine andere Lösung auf.“ 

Bleibt alles so, wie es ist, würde das
wohl niemand so bedauern wie Lammert.
In einem Anflug scherzhafter Verzweif-
lung sagte er einmal, ihm sei es egal, 
ob die Deutsche Bischofskonferenz oder
der ADAC die Parteifinanzen überprüfe.
„Hauptsache, ich werde die Aufgabe 
los.“ PETRA BORNHÖFT

Ich habe drei Kinder“, sagte Umwelt-
minister Norbert Röttgen vergangene
Woche, als er bei einer Rede in Berlin

erklären wollte, warum Klimapolitik auch
nach dem gescheiterten Gipfel von Ko-
penhagen wichtig ist. Eine Erderwärmung
um maximal zwei Grad Celsius sei „der
Wert, den man höchstens noch tolerieren
kann, weil jenseits davon ein Leben nicht
mehr möglich wäre, wie wir es kennen“.

Derzeit sind die Aussichten für seine
Kinder auf ein unverändertes Leben nicht
so gut. Zwar unternimmt die Bundesre-
gierung ab kommendem Wochenende auf
dem Bonner Petersberg den Versuch, die
internationale Klimarettungsmaschinerie
wieder anzuwerfen. Doch ausgerechnet
jetzt vollzieht Kanzlerin Angela Merkel
eine Wende in der Klimapolitik.

Noch im Dezember sagte sie: „Wenn
es uns nicht gelingt, die Erwärmung auf
zwei Grad zu begrenzen, dann werden
die Kosten für die eintretenden Schäden
um ein Vielfaches höher sein als das, was
wir mit einer Änderung unserer Lebens-
weise jetzt erreichen können.“

Nun gilt: Merkel wird international
nicht mehr versuchen, das Zwei-Grad-
Ziel vertraglich durchzusetzen, also mit
rechtlich verbindlichen Werten für die
Reduktion von Treibhausgasen zu verse-
hen. Sie will sich nicht wieder eine Ab-
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Verdacht der
Befangenheit

Bundestagspräsident Lammert will
die Parteifinanzen nicht 

mehr kontrollieren – zum Ärger
des eigenen Lagers. Jetzt 

kommt ihm die Opposition zu Hilfe.

K L I M A P O L I T I K

Schlacht bergauf
Angela Merkel ändert ihre 

Umweltstrategie. Sie will das
Zwei-Grad-Ziel nicht 

mehr vertraglich durchsetzen. 

Parlamentspräsident Lammert 
„Hauptsache, ich werde die Aufgabe los“
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